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Aufgrund von

§ 4 der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttemberg (GemO BW)
§§ 17 Abs. 1, 20 Abs. 1 Satz 1 und 22 des Gesetzes zur Férderung der Kreislaufwirtschaft
und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschafts-
gesetz - KrWG)
8§§ 2 Abs. 1 bis 4, 13 Abs. 1 und 3, 14, 15 und 18 des Kommunalabgabengesetzes fir Ba-
den-Wirttemberg (KAG)

88§ 9 Abs. 1 bis 3 und 10 Abs. 1 des Landesabfallgesetzes (LAbfG)
in der jeweils gliltigen Fassung hat der Gemeinderat der Stadt Pforzheim am 20.12.2016 fol-
gende Satzung Uber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen (Abfallwirt-
schaftssatzung) zum 01.01.2017 (Neufassung) beschlossen:
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Allgemeine Bestimmungen

g1

Abfallvermeidung und -verwertung
(1) Jede Person soll durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Zwecke des Gesetzes zur For-
derung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung von Ab-
fallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) beitragen, namlich die Kreislaufwirtschaft zur Schonung der
natdrlichen Ressourcen fordern und den Schutz von Mensch und Umwelt bei Erzeugung und
Bewirtschaftung von Abfallen sicherstellen (§ 1 KrWG). Dabei stehen nach § 6 Abs. 1 KrWG die
MaBnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung in folgender Rangfolge:
1. Vermeidung
2. Vorbereitung zur Wiederverwendung
3. Recycling
4. sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung
5. Beseitigung
(2) Die Stadt Pforzheim informiert und berat die Abfallerzeuger tiber Méglichkeiten der Vermei-
dung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen.

§2
Entsorgungspflicht
(1) Die Stadt Pforzheim als 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager betreibt im Rahmen der
Uberlassungspflichten nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und ihrer Pflichten nach § 20 KrWG die
Entsorgung der in ihrem Gebiet angefallenen und liberlassenen Abfalle als 6ffentliche Einrich-
tung.
(2) Die Stadt entsorgt Abfalle im Rahmen der Verpflichtung nach § 20 Abs. 1 KrWG. Abfille,
die auBerhalb des Stadtgebiets angefallen sind, dirfen der Stadt nur mit deren ausdricklicher
Zustimmung Uberlassen werden. Uberlassen sind, mit Ausnahme der in § 4 genannten Stoffe,
zur Abholung bereitgestellte Abféalle, sobald sie auf das Sammelfahrzeug verladen sind,
a) Abfalle, die vom Besitzer oder einem Beauftragten unmittelbar zu den Abfallentsorgungsan-
lagen beférdert und der Stadt dort wahrend der Offnungszeiten (ibergeben werden.
b) Abfélle mit der Ubergabe an den stationdren Sammelstellen
c) schadstoffbelastete Abfélle aus privaten Haushalten mit der Ubergabe an den stationdren
oder mobilen Sammelstellen.
Als angefallen gelten unerlaubt abgelagerte Abfalle, wenn der Besitzer sich ihrer offensichtlich
entledigt hat.
(3) Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzuldssiger Weise abgelagerten Abfalle im
Sinne von § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LAbfG.
(4) Die Stadt kann Dritte mit der Erfillung ihrer Pflichten beauftragen.

§3
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die Grundstlickseigentiimer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentiimer, Wohnungs-
erbbauberechtigte, NieBbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstlicks dinglich Berech-
tigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1
und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentliche Einrichtung Abfallentsorgung an-
zuschlieBen, diese zu benutzen und die auf ihren Grundstiicken anfallenden Abfélle der 6ffentli-
chen Abfallentsorgung zu Uberlassen.
(2) Die Verpflichtungen zur Benutzung und Uberlassung nach Absatz 1 treffen auch die sonst
zur Nutzung des Grundstilicks Berechtigten (z. B. Mieter, Pachter) und die das Grundstiick tat-
sachlich nutzenden Personen sowie die Abfallbesitzer, insbesondere Beférderer.
(3) Unbebaute Grundstiicke im Stadtgebiet unterliegen der Anschluss- und Benutzungspflicht,
wenn auf ihnen nicht nur gelegentlich Abfalle anfallen. Nur gelegentlich anfallende Abfélle auf
unbebauten Grundstiicken sind, soweit die Abfalle von der Entsorgung nicht ausgeschlossen
sind, von dem Grundstlckseigentimer auf den in §§ 17 und 18 bestimmten Anlagen direkt an-
zuliefern.
(4) Die Verpflichtungen nach den Absatzen 1 bis 3 gelten nicht:
1. Fur die Entsorgung pflanzlicher Abfélle, deren Beseitigung gemaB der Verordnung der Lan-

desregierung Uber die Beseitigung pflanzlicher Abfalle auBerhalb von Abfallbeseitigungsan-

lagen, in der jeweils gliltigen Fassung, zugelassen ist.
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2. FUr Bioabfélle aus privaten Haushaltungen, wenn die Verpflichteten zu einer Verwertung auf
den von ihnen im Rahmen der privaten Lebensfiihrung genutzten Grundstiicken in der Lage
sind und dieses beabsichtigen. Dies muss gegeniber der Stadt Pforzheim schriftlich darge-
legt werden.

(5) Recht und Pflicht zum Anschluss und zur Benutzung entstehen, wenn ein bebautes Grund-

stiick bezugsfertig ist oder wenn die vorgesehene Nutzung des Grundstiickes, der Wohnung

oder der sonstigen Raume aufgenommen wird. Fallen schon vorher Abfédlle an, so entsteht die

Anschluss- und Benutzungspflicht, sobald regelmaBig Abfalle anfallen.

§4
Ausschluss von der Entsorgungspflicht

(1) Von der Abfallentsorgung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe, mit Ausnahme von

Klichen- und Speiseabfallen aus privaten Haushaltungen, ausgeschlossen.

(2) AuBerdem sind folgende Abfédlle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-

gen von der Abfallentsorgung ausgeschlossen:
1. Abfélle, die Gefahren oder erhebliche Belastigungen flir das Betriebspersonal hervorrufen
kénnen, insbesondere
a) Abfdlle, von denen bei der Entsorgung eine toxische oder anderweitig schadigende Wir-
kung zu erwarten ist,

b) leicht entzlindliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlenschutzver-
ordnung,

c) nicht gebundene Asbestfasern,

d) Abfalle, die in besonderem MaBe gesundheitsgefahrdend sind und Gegenstande, die auf-
grund von § 17 des Infektionsschutzgesetzes behandelt werden miissen,

2. Abfalle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes an toxischen,
langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist,

3. Abfalle, die Gefahren fir die Entsorgungsanlagen oder ihre Umgebung hervorrufen oder
schadlich auf sie einwirken kénnen oder die in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungs-
vorgangs nachhaltig stéren oder mit dem vorhandenen Gerat in der Entsorgungsanlage
nicht entsorgt werden kénnen, insbesondere
a) Flussigkeiten,

b) schlammférmige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt,

c) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile,

d) Abfalle, die durch Luftbewegung leicht verweht werden kénnen, soweit sie in gréBeren
als haushaltsiiblichen Mengen anfallen,

4. gefahrliche Abfélle im Sinne von § 3 Abs. 5 KrWG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 der Abfall-
verzeichnis-Verordnung (AVV), die nach § 2 Abs. 1 der Sonderabfallverordnung (SAbfVO)
angedient werden mussen,

5. organische Klichen- und Speiseabfalle, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit
nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Abféllen beseitigt werden kénnen,

6. Elektro- und Elektronik-Altgerate, soweit deren Beschaffenheit und Menge nicht mit der Be-
schaffenheit und Menge von Ublicherweise in privaten Haushaltungen anfallenden Altgera-
ten vergleichbar sind,

7. Elektro- und Elektronik-Altgerate, die aufgrund einer Verunreinigung eine Gefahr fir die Ge-
sundheit und Sicherheit von Menschen darstellen.

8. Altholz der Klasse A IV

(3) § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LAbfG bleiben unberihrt.

(4) Abfalle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Ricknahmepflicht auf-

grund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung unterliegen, entsprechende Riick-

nahmeeinrichtungen tatsachlich zur Verfiigung stehen und die Abfalle den Ricknahmeeinrich-
tungen lberlassen werden.

(5) Daruber hinaus kann die Stadt mit Zustimmung des Regierungsprasidiums Abfalle zur Be-

seitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art,

Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfallen beseitigt wer-

den kdénnen, im Einzelfall von der 6ffentlichen Entsorgung ganz oder teilweise ausschlieBen.

(6) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben zu gewahrleisten, dass

die ausgeschlossenen Abfélle nicht der Stadt zur Entsorgung Uberlassen werden.
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§5
Abfallarten

Im Sinne dieser Satzung sind
(1) Abfalle aus privaten Haushaltungen:
Abfdlle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebensfiihrung anfallen, insbe-
sondere in Wohnungen und zugehérigen Grundstiicks- oder Gebdudeteilen sowie in anderen
vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens.
(2) Hausmiill/Restabfall:
Abfalle aus privaten Haushaltungen, die von den 6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstragern
selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen
Behaltern (§ 12 Abs. 1) regelmdBig eingesammelt, transportiert und der weiteren Entsorgung
zugefiuhrt werden.
(3) Sperrmdll:
Abfalle aus Haushaltungen, die wegen ihrer Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung,
nicht in die im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behalter passen und getrennt vom Haus-
mull und von anderen Abféllen nach § 14 Abs. 1 eingesammelt und transportiert werden. Nicht
zum Sperrmdll zéhlen Abfalle zur Verwertung, Abfalle aus Gebdauderenovierungen, Hausmiill
und Bioabfall, Griingutabfalle, gebundenes Asbestmaterial, kiinstliche Mineralfasern sowie Alt-
holz.
(4) Abfalle zur Verwertung (Wertstoffe):
Abfdlle, die verwertet werden, z. B. Altholz, Altglas, Altmetall, Altpapier, Altreifen,-Alttextilien,
Elektro- und Elektronikaltgerate, Kartonagen, Kork, Verpackungsmaterial.
(5) Gewerbliche Siedlungsabfalle:
Siedlungsabfélle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20
der Anlage der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) aufgefihrt sind, insbesondere
a) gewerbliche und industrielle Abfélle, die Abfdllen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer

Beschaffenheit oder Zusammensetzung ahnlich sind, sowie
b) Abfalle aus privaten und o6ffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Absatz 1 genann-

ten Abfalle.
(6) Hausmillahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle:
Abfalle im Sinne von Absatz 5, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Haus-
oder Sperrmill eingesammelt werden kénnen.
(7) Bioabfalle:
Im Siedlungsabfall enthaltene biologisch abbaubare nativ- und derivativ-organische Abfallan-
teile im Sinne von § 3 Abs. 7 KrWG [z. B. organische Klichen- und Gartenabfalle wie Speise-
reste, Schalen, Blatter, Kerngehduse, Kaffee- und Teesatz, Eierschalen, saugfahiges Papier wie
Filtertliten, Papierticher, Zeitungspapier soweit zur Feuchtigkeitsregulierung erforderlich, Ra-
senschnitt, Laub, kleine Aste (max. bis ca. 20 cm Lange und ca. 3 cm Durchmesser), Kréauter,
Blumen etc.], das heiBt der getrennt erfasste kompostierbare Anteil der Abfélle. Dem Biomill
nicht zuzurechnen sind Staubsaugerbeutel, Babywindeln, Kleintierstreu fleischfressender Hau-
stiere, StraBenkehricht, Abfalle und Kehricht aus dem Hobby- und Heimwerkerbereich. Bioab-
falle dirfen nicht in Kunststoffbeuteln oder -folien, Plastiktliten oder Beuteln, die aus biologisch
abbaubaren Werkstoffen (BAW) mit oder ohne Anteilen aus Kunststoff bestehen oder diese
enthalten, im Bioabfallbehalter entsorgt werden. Dies gilt auch fir Tlten oder Beutel aus biolo-
gisch abbaubaren Werkstoffen, die nach der Verordnung Uber die Verwertung von Bioabfallen
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gartnerisch genutzten Bdéden (Bioabfallverord-
nung) als geeignet gelten.
(8) Griingutabfalle:
Pflanzliche Abfalle, die auf gartnerisch genutzten Grundstiicken, in &6ffentlichen Parkanlagen
und auf Friedhofen sowie als StraBenbegleitgrin anfallen. Zu den Gringutabféllen zahlen hol-
zige Gartenabfalle wie z. B. Hecken- Baum- und Strauchschnitt (max. bis ca. 12 cm Durchmes-
ser) und nichtholzige Gartenabfalle wie z. B. Laub- und Grasschnitt.
(9) Schadstoffbelastete Abfélle:
Haushaltsibliche Kleinmengen von Abfallen, die bei der Entsorgung Nachteile fur Personen,
Umwelt, Anlagen oder Verwertungsprodukte hervorrufen kénnen, insbesondere Pflanzen-
schutz- und Schadlingsbekampfungsmittel, 6l- und lI6semittelhaltige Stoffe, Farben, Lacke,
Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, Akkumulatoren, Sauren,
Laugen, Salze und quecksilberhaltige Abfalle.
(10) Altmetall:
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Gegenstdnde aus Metall oder Teile hiervon, soweit sie nicht unter Absatz 11 fallen.

Zum Altmetall zahlen insbesondere Metalle und Metallteile z. B. Fahrradrahmen, Elektrokabel,
Kochtépfe, Werkzeuge, Gartengerate, Ofenrohre, Ofen ohne Ausmauerung, Oléfen ohne Ol,
Oltanks ohne Ol (nur gereinigt und zerschnitten).

(11) Elektro- und Elektronik-Altgerate:

Altgerate im Sinne von § 3 Abs. 3 des Elektro- und Elektronikgerdtegesetzes (ElektroG).

(12) Bodenaushub:

Nicht kontaminiertes, natirlich gewachsenes oder bereits verwendetes Erd- oder Felsmaterial.
(13) Mineralischer Bauschutt:

Klassifizierte mineralische Stoffe aus Bautatigkeiten, auch mit geringfiigigen Fremdanteilen z.
B. Mauerbruch, Ziegel, Betonsteine, Keramikplatten und -fliesen, Waschbecken, Steingut.

(14) Brennbare Baustellenabfalle:

Nicht mineralische Stoffe aus Bautdtigkeiten, auch mit geringfiigigen Fremdanteilen z. B. Tape-
ten, Baustyropor (keine Verpackungen).

(15) Asbesthaltige Abfalle:

Abfalle mit Asbestfasern in aufgeschlossener oder zementgebundener Form.

(16) Mineralfaserabfalle:

Mineralwolle-Dammestoffe aus kiinstlich hergestellten anorganischen glasigen Fasern wie Glas-
wolle, Steinwolle und Schlackenwolle (KMF-Dammstoffe).

(17) Altholz:

Altholz

der Altholzkategorie A I ist naturbelassenes oder lediglich mechanisch bearbeitetes Altholz, das
bei seiner Verwendung nicht mehr als unerheblich mit holzfremden Stoffen verunreinigt wurde,
der Altholzkategorie A II ist verleimtes, gestrichenes, beschichtetes, lackiertes oder anderwei-
tig behandeltes Altholz ohne halogenorganische Verbindungen in der Beschichtung und ohne
Holzschutzmittel,

der Altholzkategorie A III ist Altholz mit halogenorganischen Verbindungen in der Beschichtung
ohne Holzschutzmittel,

der Altholzkategorie A IV ist mit Holzschutzmitteln behandeltes Altholz, wie Bahnschwellen,
Leitungsmasten, Hopfenstangen, Rebpfahle, sowie sonstiges Altholz, das aufgrund seiner
Schadstoffbelastung nicht den Altholzkategorien A I, A II oder A III zugeordnet werden kann,
ausgenommen PCB-Altholz.

§6

Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten
(1) Die Anschluss- und Uberlassungspflichtigen (§ 3) sowie Selbstanlieferer und Beauftragte (§
18) sind zur Auskunft Gber Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls sowie Uiber den Ort des
Anfalls verpflichtet. Sie haben Uber alle Fragen Auskunft zu erteilen, welche das Benutzungs-
verhaltnis und die Geblhrenerhebung betreffen. Insbesondere sind sie zur Auskunft lber die
Zahl der Anschlusseinheiten (z. B. Wohnungen, Gewerbe) des Grundstiicks, die Anzahl der im
Haushalt lebenden Personen sowie liber Zahl und GréoBe der bereitgestellten Abfallbehalter ver-
pflichtet. Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehérigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz liber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wiirde.
(2) Wechselt der Grundstickseigentiimer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue
Grundstlickseigentimer verpflichtet, die Stadt unverzlglich schriftlich von dem Wechsel zu be-
nachrichtigen. Im Falle des § 22 Abs. 3 gilt dies flir den Wechsel des Beauftragten der Behal-
tergemeinschaft.
(3) In Zweifelsfallen hat der Uberlassungspflichtige nachzuweisen, dass es sich nicht um von
der Entsorgungspflicht ausgeschlossene Stoffe handelt. Solange der erforderliche Nachweis
nicht erbracht ist, kann der Abfall zurickgewiesen werden.
(4) Die Eigentimer und Besitzer von Grundstlicken, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle
anfallen, sind gemaB § 19 Abs. 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung notwen-
diger Behaltnisse sowie das Betreten des Grundstiicks zum Zwecke des Einsammelns und zur
Uberwachung des Getrennthaltens und Verwertung von Abféllen zu dulden. Dies gilt gemaB §
19 Abs. 2 KrWG entsprechend flir Ricknahme- und Sammelsysteme, die zur Durchfliihrung von
Ricknahmepflichten auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind.

Seite 6/16



I1. Einsammeln und Befordern der Abfidlle

§7
Formen des Einsammelns und Beforderns

Die von der Stadt zu entsorgenden Abfalle werden nach MaBgabe dieser Satzung eingesam-
melt und beférdert
1. durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,

a) im Rahmen des Holsystems oder

b) im Rahmen des Bringsystems oder
2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen beauftragtes Unterneh-

men (Selbstanlieferer § 18).

§8
Bereitstellung der Abfidlle

(1) Abfille, die der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unterliegen und die die

Stadt einzusammeln und zu beférdern hat, sind nach MaBgabe dieser Satzung zur 6ffentlichen

Abfallabfuhr bereitzustellen oder zu den stationaren Sammelstellen (Wertstoffhéfe) zu bringen

und dort in die dafir vorgesehenen Sammelbehalter einzuwerfen. Sowohl bei mobilen als auch

stationaren Sammlungen sind schadstoffbelastete Abfalle dem Personal zu Gibergeben.

(2) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die Grundstlicke, die erst-

mals an die 6ffentliche Abfallentsorgung anzuschlieBen sind, bei der Stadt (Service-Center Ab-

fallwirtschaft) schriftlich anzumelden und die fiir die Uberlassung der Abfélle, die der Uberlas-
sungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unterliegen und zur 6ffentlichen Abfuhr bereitge-
stellt werden, erforderlichen AbfallgefaBe bei der Stadt schriftlich nach MaBgabe von § 12 der

Abfallwirtschaftssatzung anzufordern. Die Verpflichtung der Stadt zum Einsammeln und Befor-

dern der Abfalle beginnt frithestens zwei Wochen nach der Anmeldung; im Einzelfall kann die

Stadt auf Antrag diese Frist verkiirzen.

(3) Vom Einsammeln und Beférdern sind neben den in § 4 Abs. 1, 2, 4 und 5 genannten Abfal-

len ausgeschlossen:

1. Abfédlle, die besondere Gefahren oder schadliche Einwirkungen auf die AbfallgeféaBe oder die
Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer GréBe oder ihres Gewichts nicht
auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden kénnen,

2. Abfalle, die nach den Regelungen dieser Satzung auf den Entsorgungsanlagen der Stadt
selbst angeliefert werden missen,

3. Sperrmill, der nach Art und Menge Ublicherweise nicht in privaten Haushaltungen anfallt.

(4) Die AbfallgefaBe durfen nur soweit geflllt werden, dass sich der Deckel mihelos schlieBen

lasst. Das Einflillen von Abfallen in heiBem Zustand ist nicht erlaubt. Einstampfen und Pressen

von Abfdllen in die AbfallgefaBe sind nicht gestattet.

(5) Die Abfallbehalter, Blindel und Sacke dlrfen nur am Abholtag bzw. am Vorabend des Ab-

holtages bereitgestellt werden. Die Abholtage sind dem Abfallkalender der Stadt Pforzheim -

Abfallwirtschaft zu entnehmen.

(6) Die Stadt kann in besonderen Fallen den Zeitpunkt, die Art und den Ort der Bereitstellung

und die Art und Weise der Uberlassung der Abfélle im Einzelfall bestimmen.

§9
Getrenntes Einsammeln von Abfillen zur Verwertung

(1) Bioabfalle (§ 5 Abs. 7) aus Haushaltungen sind im Rahmen der Uberlassungspflicht nach §
17 Abs. 1 und 2i. V. m. § 20 Satz 1 Nr. 1 KrWG getrennt von anderen Abféllen im Bioabfallbe-
halter bereitzustellen:
a) Organische Abfélle aus privaten Haushaltungen (z. B. Speisereste, Obst-, Nuss- und Eier-

schalen usw.)
b) Gringutabfalle (z. B. Laub, Rasenschnitt, Gartenabfalle, Baum-, Strauch- und Hecken-

schnitt, sonstige biologisch abbaubare Pflanzenabfalle usw.),
c) Eierpappkartons, Sagespane von unbehandeltem Holz
(2) Folgende Abfalle zur Verwertung dirfen nicht im Restabfallbehalter bereitgestellt werden,
sondern sind im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den Sam-
melstellen (z. B. Wertstoffhéfe) zu bringen; Sammelbehélter sind zu benutzen (Bringsystem):
a) Altglas
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b) Altholz

c) Altmetall

d) Altpapier

e) Altreifen

f) Alttextilien

g) Elektro- und Elektronikaltgerate

h) Kartonagen

i) Kork

j) Verpackungsmaterial

Die Standorte und Annahmezeiten der stationaren Sammelstellen werden von der Stadt be-

kannt gegeben.

Altpapier und Kartonagen kénnen auBerdem im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17

Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfdllen in der Altpapiertonne oder im Rahmen der

Bindelsammlung (Holsystem) bereitgestellt werden.

(3) Folgende Abfélle zur Verwertung werden von den Systembetreibern oder in deren Auftrag

nach Verpackungsverordnung im Gelben Sack/in der Gelben Tonne erfasst:

Gebrauchte und restentleerte Verkaufsverpackungen aus Metall, Kunststoff, Verbundstoff oder

Styropor.

(4) Im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG sind weiterhin:

1. Gringutabfélle -getrennt nach holzigen Griingutabfallen bzw. nicht-holzigen Gringutabfal-
len - zu der Griingutannahmestelle sowie zu den Wertstoffhéfen kostenlos anzuliefern, wo-
bei gesundheitsschadliches Griingut, welches u. a. nicht verwertet werden kann Riesen-Ba-
renklau (Herkulesstaude), Ambrosia (BeifuBblattriges Traubenkraut), Senecio jacobaea (Ja-
kobskreuzkraut), Fallopia japonica (Japanknéterich), Impatiens glandulifera (indisches
Springkraut), Solidago canadensis (kanadische Goldrute), Gringut mit Schadlingsbefall (z.
B. Buchsbaumziinsler, Eichenprozessionsspinner) ausgeschlossen ist,

. Altmetall zu den Sammelstellen anzuliefern,

. Altholzabfélle der Kategorien Al bis AIIl (gemaB Anhang III der AltholzV) zu den Sammel-
stellen anzuliefern.

W N

§10
Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfillen aus
privaten Haushaltungen

Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Berechtigten und Verpflichteten haben die schadstoffbelasteten Ab-
falle (§ 5 Abs. 8) in Kleinmengen aus privaten Haushaltungen zu den speziellen Sammelfahr-
zeugen / stationdaren Sammelstellen zu bringen und dem Personal zu lGbergeben. Die Stadt gibt
die Standorte und Annahmezeiten der Sammelfahrzeuge/stationédren Sammelstellen rechtzeitig
bekannt.

g§11
Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeradten
Elektro- und Elektronik-Altgerdte (§ 5 Abs. 10) dirfen nicht im Restabfallbehalter bereitgestellt
werden; sie kénnen von Besitzern bei der von der Stadt eingerichteten Sammelstelle angelie-
fert werden. Dabei sind, soweit zumutbar, die flir die Gerategruppen nach § 9 Abs. 4 Satz 1
ElektroG vorhandenen Sammelbehalter zu benutzen. Die Standorte und Annahmezeiten der
Sammelstellen werden von der Stadt bekannt gegeben.

§12
Zugelassene Abfallbehdlter, Behdlterausstattung, Behdltergemeinschaft
(1) Zugelassene Abfallbehalter sind
1. fir den Hausmiill (§ 5 Abs. 1 b) und fir hausmilldhnliche gewerbliche Siedlungsabfalle
(§ 5 Abs. 5): Mlllnormeimer (Restabfallbehalter) nach DIN/EN 840-1 bis 840-6 mit
e 35| (Behaltervolumen)
60 | (Behaltervolumen)
120 | (Behaltervolumen)
240 | (Behédltervolumen)
1.100 | (Behaltervolumen);
sowie durch die Stadt ausgegebene rote 35 | Abfallsacke
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2. flUr die in § 9 Abs. 1 genannten Abfalle: Millnormeimer (Bioabfallbehalter) nach DIN/EN

840-1 bis 840-6 mit

e 60 | (Behaltervolumen)

e 120 | (Behaltervolumen)

e 240 | (Behaltervolumen);

Die BehdltergréBe kann bedarfsorientiert gewahlt werden.
3. flUr die in § 9 Abs. 2 d) genannten Abfélle: Millnormeimer (Altpapierbehdlter) nach DIN/EN

840-1 bis 840-6 mit

e 240 | (Behaltervolumen)

e 1.100 I (Behaltervolumen);
(2) Die erforderlichen Abfallbehalter werden von der Stadt zur Verfiigung gestellt. Sie bleiben
Eigentum der Stadt oder eines durch die Stadt beauftragten Dritten. Werden diese Abfallbehal-
ter nicht mehr zur Bereitstellung von Abféllen zur Uberlassung an die Stadt genutzt, miissen
sie abgemeldet, entleert und gereinigt und an einem von der Stadt genannten Termin zur Ab-
holung bereitgestellt werden. Das Entfernen eines Abfallbehélters vom angemeldeten Grund-
stick ist nur zulassig, wenn die Stadt zugestimmt hat. Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und
2 haften flir Schaden durch eigene unsachgemaBe Behandlung oder fir den selbst verschulde-
ten Verlust von Abfallbehaltern.
(3) Die anschlusspflichtigen Personen haben sich zwei Wochen vor der Entstehung der An-
schluss- und Benutzungspflicht bei der Stadt schriftlich anzumelden und bei Wegfall der An-
schluss- und Benutzungspflicht diese wieder zwei Wochen vorher abzumelden. Die Verpflich-
tung der Stadt zum Einsammeln und Befordern der Abfalle bestimmt sich nach § 8 Abs. 2 Satz
2.
(4) Ein Einzelanschlussnehmer muss bei Nutzungsende das AbfallgefaB schriftlich bei der Stadt
(Service-Center Abfallwirtschaft) abmelden.
(5) Die Abfallbehalter werden von der Stadt mit einem Transponder (Behalteridentifikations-
system) versehen.
(6) Die Abfallbehalter mussen in technisch einwandfreiem Zustand sein und den hygienischen
Anforderungen entsprechen.
(7) FUr jede Anschlusseinheit missen ausreichend Abfallbehdlter - mindestens ein Restabfallbe-
hdlter nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 - vorhanden sein. Pro Haushalt im Sinne von § 22 Abs. 2
Satz 2 ist ein Mindestvolumen von 7,5 Liter Restabfall pro Person und Woche vorzuhalten.
§ 3 Abs. 4 und § 22 Abs. 2 und 3 bleiben unberiihrt.
(8) Auf Grundstiicken, auf denen ausschlieBlich gewerbliche Siedlungsabfalle (§ 5 Abs. 5) an-
fallen, sind gemaB § 7 Satz 4 der Gewerbeabfallverordnung in ausreichendem Umfang Abfall-
behalter nach Absatz 1 Nr. 1 zu nutzen; mindestens ist ein Abfallbehalter zu nutzen.

§13

Abfuhr von Abfillen
(1) Hausmill und hausmilldhnliche gewerbliche Siedlungsabfalle, kénnen in den in
§ 12 Abs. 1 Nr. 1 genannten Restabfallbehadltern bereitgestellt werden. Fir 2-Rad-Behalter
(351,601, 120 1, 240 I) besteht eine Bedarfsabfuhr mit 14-taglicher Bereitstellungsmdglich-
keit; flr 4-Rad-Behalter (1.100 I) eine Regelabfuhr mit wahlweise 2 x wdchentlicher, wéchent-
licher oder 14-taglicher Abfuhr. Gegen gesonderte Geblihr (§ 22 Abs. 3 Nr. 2) kann fir 2-Rad-
Behalter (351, 60 1, 120 I, 240 I) eine wochentliche Bereitstellung als Regelabfuhr mit 52 Ent-
leerungen in Anspruch genommen werden.
Biomiill wird in 60 1, 120 | und 240 | Abfallbehdltern im Rahmen der Bedarfsabfuhr in den Win-
termonaten von Mitte November bis Mitte April mit 14-taglicher und in den Sommermonaten
von Mitte April bis Mitte November mit wdchentlicher Bereitstellungsmadglichkeit eingesammelt.
Die Abfuhr des Altpapiers erfolgt 14-taglich als Behalterabfuhr in 240 | und 1.100 | Abfallbehal-
tern und im Rahmen der Blindelsammlung.
Der fur die Abfuhr jeweils vorgesehene Wochentag wird von der Stadt bekannt gegeben. Im
Einzelfall oder flir bestimmte Abfuhrbereiche kann ein langerer oder klirzerer Abstand fir die
Abfuhr festgelegt werden.
(2) Die zugelassenen Abfallbehélter missen von den nach § 3 Abs. 1 und 2 Berechtigten und
Verpflichteten am Abfuhrtag bis spatestens 6:30 Uhr mit geschlossenem Deckel am Rand des
Gehweges oder, soweit ein solcher nicht vorhanden ist, am duBersten StraBenrand bereitge-
stellt sein. Fahrzeuge und FuBganger dirfen nicht behindert oder gefédhrdet werden. Die Ent-
leerung muss ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust méglich sein. Die Stadt kann, soweit
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dies aus tatsachlichen oder rechtlichen Griinden fiir die Entleerung erforderlich und gegentber
dem zur Mitwirkung Verpflichteten zumutbar ist, im Einzelfall den geeigneten Ort der Bereit-
stellung des Abfallbehalters bestimmen. Nach der Entleerung sind die Abfallbehalter unverzig-
lich wieder zu entfernen. Nicht zugelassene bzw. nicht angemeldete Behalter dirfen nicht zur
Abfuhr bereitgestellt werden. Die Abfalle sind in den - der jeweiligen Anschlusseinheit bzw.
dem jeweiligen Grundstiick oder nach MaBgabe von § 22 Abs. 3 - zugeordneten Abfallbehalter
bereitzustellen.

(3) 4-Rad-Behalter mit 1.100 | Fillraum sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten
und Zeitverlust entleert oder abgeholt werden kénnen. Die vorgesehenen Standplatze missen
einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zugang haben, auf dem die Behalter
leicht bewegt werden kénnen. Die Stadt kann entsprechend Abs. 2 Satz 4 im Einzelfall den ge-
eigneten Ort der Bereitstellung des Abfallbehalters bestimmen.

(4) Sind StraBen, Wege oder Teile davon mit den Sammelfahrzeugen nicht befahrbar oder
kdnnen Grundsticke nur mit unverhaltnismaBigem Aufwand angefahren werden, so haben die
Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Abfallbehalter an eine durch die
Sammelfahrzeuge jederzeit erreichbare Stelle zu bringen. Die Stadt kann entsprechend Abs. 2
Satz 4 im Einzelfall den geeigneten Ort der Bereitstellung des Abfallbehdlters bestimmen.

(5) Abfallbehélter nach § 12 Abs. 1 (Restabfall-, Bioabfall- und Altpapierbehélter) werden nur
mit aktivem Chip geleert.

(6) Abfallbehalter werden nur bis zu folgenden maximalen Gesamtgewichten geleert:

e 35 [-Behdlter bis 18 kg

e 60 |-Behalter bis 27 kg

e 120 I-Behalter bis 50 kg

e 240 I-Behalter bis 100 kg

e 1.100 I-Behalter bis 400 kg

(7) Aus hygienischen Griinden ist jeder Abfallbehalter mindestens 12 x jahrlich zur Abfuhr be-
reit zu stellen. Entsprechend gilt fir rote Abfallsacke eine jahrliche Mindestbereitstellung von
12 Sacken.

§ 14

Sonderabfuhren
(1) Sperrmdll (getrennt bereitzustellen nach Altholz, Altmetall, E-Schrott und sonstigem Sperr-
mull) wird von der Stadt nur auf Bestellung durch den Anschlusspflichtigen abgefahren. Die
Stadt oder ein von ihr beauftragter Dritter informiert den Anschlusspflichtigen rechtzeitig Gber
den Abholtermin. Der an der Grundstiicksgrenze durch den Anschlusspflichtigen bereitgestellte
Sperrmill wird dann durch den von der Stadt Beauftragten eingesammelt. Alternativ hierzu
kann auch eine kostenfreie Anlieferung der gleichen Menge Sperrmill auf einem Wertstoffhof
mittels Berechtigungsschein erfolgen.
(2) Die Bereitstellung der Abfélle erfolgt grundséatzlich auf dem eigenen Grundstiick. Offentli-
cher Verkehrsraum darf nicht in Anspruch genommen werden. Die Abfélle missen so bereitge-
stellt sein, dass sie dem Abholdienst zuganglich sind und der Abtransport der Abfalle nicht be-
hindert wird.
(3) Von der Mitnahme bei der Sperrmiullabfuhr sind Hausmdll, hausmlldhnliche Gewerbeab-
falle, Industrie- und Gewerbeabfalle, Renovierungsabfalle sowie Problemstoffe ausgeschlossen.
Ausgeschlossen sind auch Sperrmillabfalle, die selbst nach zumutbarer Zerlegung, schwerer
als 50 kg sind (z. B. Marmortischplatten).
(4) Die Sperrmullmenge darf 3 Kubikmeter nicht Gberschreiten. Das Sperrmillvolumen kann
Uber den von der Stadt Pforzheim bereitgestellten Sperrmiullrechner berechnet werden.
(5) Im Ubrigen gelten fiir das Einsammeln die Vorschriften des § 13 Abs. 4 entsprechend.

§ 15
Stérungen der Abfuhr

(1) Kénnen die in §§ 12 bis 14 genannten Abfdlle aus einem von der Stadt zu vertretenden Grund
nicht abgefahren werden, so gibt die Stadt einen Ersatztermin bekannt.

(2) Bei Einschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen oder Ausfallen der Abfuhr infolge von
Stérungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten oder wegen Umstanden, auf die die
Stadt keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Beseitigung, Schadensersatz oder Geblih-
renermaBigung.
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§ 16

Eigentumsiibergang
Die Abfélle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Uberlassung an ei-
nem jedermann zugdnglichen Sammelbehdlter oder einer sonstigen Sammeleinrichtung in das
Eigentum der Stadt Uber. Werden Abféalle durch den Besitzer oder fiir diesen durch einen Drit-
ten zu einer Abfallentsorgungsanlage der Stadt gebracht, so geht der Abfall mit dem gestatte-
ten Abladen in das Eigentum der Stadt Uber. Die Stadt ist nicht verpflichtet, Abfdlle nach verlo-
renen oder wertvollen Gegenstanden zu durchsuchen.
Zur Abfuhr bereitgestellte oder der Stadt in Sammelbehéltern Uberlassene Abfalle dirfen von
Unbefugten nicht durchsucht und nicht entfernt werden.

II1. Entsorgung der Abfidlle

§17
Abfallentsorgungsanlagen
(1) Die Stadt Pforzheim betreibt die zur Entsorgung der in ihrem Gebiet angefallenen und
Uberlassenen Abfalle erforderlichen Anlagen und stellt diese den Stadteinwohnern und den
ihnen gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen zur Verfliigung.
(2) Die Stadt ist berechtigt, Abfélle einer anderen Entsorgungsanlage zuzuweisen, falls dies
aus Grinden einer geordneten Betriebsflihrung notwendig ist.
(3) Bei Einschrankungen oder Unterbrechungen der Entsorgungsmaglichkeiten auf den Abfall-
anlagen infolge von Stérungen im Betrieb, wegen betriebswichtiger Arbeiten, gesetzlicher Fei-
ertage oder wegen Umstanden, auf die die Stadt keinen Einfluss hat, steht den Berechtigten
und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2, kein Anspruch auf Anlieferung oder auf Schadenser-
satz zu.
(4) Folgende Abfallentsorgungsanlagen werden von der Stadt Pforzheim oder deren Beauftrag-
ten betrieben und missen der Abfallart und dem Einzugsgebiet entsprechend benutzt werden:
a) Miallumschlagstation Hohberg
Die Millumschlagstation steht neben der Umladung des von der Millabfuhr einzusammeln-
den Abfalls auch zur direkten Anlieferung und Umladung von Abfallen zur Beseitigung bzw.
zur Verwertung zur Verfliigung. Nicht wieder verwertbare mineralische Bauabfélle (minerali-
sche Baurestmassen und mineralische Dammmaterialien) aus Haushaltungen und Kleinge-
werbe werden bis zu einer Héchstmenge von 1,5 Tonnen pro Tag angenommen, Mineral-
wolle mit einer Héchstmenge von 0,5 Tonnen pro Tag.
b) Erddeponie Hohberg
Diese Deponie steht flir unbelasteten Erdaushub aus dem Stadtgebiet Pforzheim sowie fir
die Enzkreisgemeinden Eisingen, Ispringen, Kdmpfelbach, Kieselbronn, Kénigsbach-Stein
und Neulingen zur Verfligung.
(5) Auf die jeweiligen Benutzungsordnungen wird verwiesen.
(6) Altglascontainer dirfen zum Schutz des Ruhebedilrfnisses der Anwohner nur werktags in
der Zeit von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr beflllt werden.

§ 18

Benutzung der Entsorgungsanlagen durch Selbstanlieferer
(1) Die Einwohner und die ihnen gemaB § 10 Gemeindeordnung gleichgestellten Personen und
Personenvereinigungen sind berechtigt, Abfalle nach MaBgabe dieser Satzung und der Benut-
zungsordnung selbst anzuliefern (Selbstanlieferer) oder durch Beauftragte anliefern zu lassen.
(2) Auf den Entsorgungsanlagen sind die in § 23 Abs, 1 und 2 aufgefihrten Abfalle grundsatz-
lich getrennt anzuliefern.
Zur Selbstanlieferung auf den Wertstoffannahmestellen berechtigt sind zudem das Kleinge-
werbe und die Gruppe der freien Berufe, sofern die angelieferten Abfalle (z. B. Altpapier, Alt-
glas, Altmetall, Verpackungsmaterialien) eine haushaltsibliche Menge von 3 Kubikmetern pro
Tag nicht Gbersteigt. An den Wertstoffhéfen Blichenbronn, Eutingen und Huchenfeld werden
betriebsbedingt generell max. 3 Kubikmeter pro Anlieferung und Tag angenommen.
Die auf den Altglas-Sammelbehalter kenntlich gemachten Einwurfzeiten sind zu beachten.
(3) Abfalle zur Verwertung, die nach § 9 getrennt von anderen Abfallen bereitzustellen sind,
sowie schadstoffbelastete Abfalle (§ 5 Abs. 8), werden nicht zur Beseitigung angenommen. Sie
sind von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 oder durch Beauftragte im Rahmen der
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Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den von der dafiir jeweils bestimmten
Anlagen (von der Stadt betriebene oder ihr zur Verfligung stehende stationare Sammelstellen
und Abfallentsorgungsanlagen einschlieBlich Zwischenlager, Einrichtungen Privater, die sich ge-
genlber der Stadt zur Rickfliihrung der angelieferten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf ver-
pflichtet haben) zu bringen. Die Stadt informiert die Selbstanlieferer durch Bekanntgabe und
auf Anfrage lber die Anlagen im Sinne des Satzes 2. Sie kann die Selbstanlieferung durch An-
ordnung flr den Einzelfall abweichend von den Satzen 1 und 2 regeln.

(4) Abfalle, die bei Bau- und AbbruchmaBnahmen anfallen und nicht nach § 4 von der Ab-
fallentsorgung durch die Stadt ausgeschlossen sind, miissen im Rahmen der Uberlassungs-
pflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG nach folgenden Fraktionen getrennt unter den geltenden
Anlieferbedingungen bei den nach § 17 Abs. 4 (AWS) daflr jeweils bestimmten Anlagen ange-
liefert werden:

1. Mineralische Baurestmassen

2. Mineralische Baurestmassen asbesthaltig

3. Mineralische Dammmaterialien

4. Erdaushub

(5) Gewerbliche Siedlungsabfélle sind im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1
und 2 KrWG getrennt bei den nach § 17 Abs. 4 dieser Satzung daflr jeweils bestimmten Anla-
gen anzuliefern.

(6) Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. Werden offene Fahrzeuge ver-
wendet, so missen die Abfdlle gegen Herunterfallen gesichert sein. Erhebliche Beldstigungen,
insbesondere durch Geruch, Staub oder Larm, durfen nicht auftreten.

(7) Sollen Abfélle auf der Erddeponie Hohberg entsorgt werden, so hat der Abfallerzeuger-sich
vor der Anlieferung beim Deponiebetreiber tber die geltenden Anlieferungsbedingungen zu in-
formieren und diese zwingend zu beachten. Der Deponiebetreiber hat das Recht, Abfalle zu-
rickzuweisen, wenn diese Vorgaben nicht beachtet werden.

IV. Hartefdlle

§19

Befreiungen
(1) Die Stadt kann im Einzelfall auf Antrag von den Bestimmungen Uber die Art und Weise der
Uberlassung Befreiungen erteilen, wenn die Durchfiihrung einer Vorschrift zu einer offenbar
nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und die Befreiung mit den &éffentlichen Belangen ver-
einbar ist.
(2) Die Befreiung darf nur auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden. Eine auf Zeit erteilte Be-
freiung kann vor Ablauf der Zeit aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit widerrufen werden.
(3) Antrage auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang (z. B. bei unbewohnten Ge-
bduden) sind zu begrinden und spatestens 6 Wochen vor Beginn, von dem die Befreiung be-
tragt wird, bei der Stadt Pforzheim, Technische Dienste - Abfallwirtschaft - zu stellen. Fir die
Bearbeitung dieser Antrége wird eine Verwaltungsgebiihr nach Verwaltungsgebiihrensatzung
der Stadt Pforzheim in der jeweils glltigen Fassung (Lfd. Nr. 7 des Geblhrenverzeichnisses)
erhoben.

V. Benutzungsgebiihren

8§ 20
Grundsatz
Die Stadt erhebt zur Deckung ihrer Kosten fiir die Entsorgung von Abfallen Benutzungsgeblh-
ren.

§ 21
Gebiihrenschuldner
(1) Geblhrenschuldner fir die Geblhren nach § 22 sind die Berechtigten und Verpflichteten
nach § 3 Abs. 1 und 2. Die Geblhr begriindet nicht nur eine persénliche Haftung des oder der
Gebuhrenschuldner, sondern liegt wegen ihrer Grundstiicksbezogenheit zugleich als 6ffentliche
Last auf dem Grundstick.
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(2) Geblhrenschuldner flr die Gebihren nach § 23 ist derjenige, bei dem die Abfalle angefal-

len sind. Der Anlieferer haftet fir die Geblihrenschuld. Ist dieser nicht bestimmbar, ist der An-
lieferer GebUhrenschuldner. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Anlieferer Abfalle verschie-
dener Auftraggeber zusammengefiihrt hat.

(3) Mehrere Gebilhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

(4) Soweit die Stadt die Bemessungsgrundlagen flr die GeblUhr nicht ermitteln oder berechnen
kann, schatzt sie diese. Dabei werden alle Umstande berticksichtigt, die flir die Schatzung von
Bedeutung sind.

§ 22

Benutzungsgebiihren fiir die Entsorgung von der Stadt eingesammelter Abfille
(1) Die Gebuhren fir die Entsorgung von Abfallen aus privaten Haushaltungen und haus-
miullahnlichen Gewerbeabféllen werden als Jahresgebihr und als Leistungsgebihr erhoben. Die
Veranlagung zu den Abfallgeblihren erfolgt anhand der Gber den Bestellschein bezogenen, mit
einem Chip versehenen Abfallbehalter. Sofern keine Anmeldung Uber den Bestellschein erfolgt,
wird unter Berlicksichtigung von § 3 rickwirkend zum jeweiligen Berechnungszeitraum eine
Grundveranlagung zu den Abfallgebihren durchgefihrt (Jahres- und Leistungsgebihr in Héhe
des Behaltervolumens, das unter Bericksichtigung des Mindestvolumens gemaB § 12 Abs. 7
bei einer Mindestentleerung von 12 Leerungen zugrunde zu legen ist).
(2) Haushalte, Gewerbebetriebe, raumlich abgetrennte Arbeitsstatten gemal § 2 Arbeitsstat-
tenverordnung und in sich geschlossene Raumlichkeiten, die von Angehdrigen der Gruppe der
Freiberufler genutzt werden, bilden jeweils eine Anschlusseinheit.
Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer alleine
wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Dies gilt auch flr die einzelnen Mitglieder von
Wohngemeinschaften und Untermieter sowie Wohnheimbewohner, wenn sie alleine wirtschaf-
ten.
(3) Eine Behaltergemeinschaft kann nur innerhalb eines Grundstiicks gebildet werden. Als Aus-
nahme kénnen Behaltergemeinschaften von Einfamilienhdusern tber das Grundstlick hinaus
mit dem unmittelbaren Grundsticksnachbarn bzw. einem Nachbarn in rdumlicher Nahe zum
Grundstick zugelassen werden (z. B. Reihenhduser), wenn sich einer der Beteiligten gegen-
Uber der Stadt schriftlich bereit erklart, die Leistungsgebiihr zu ibernehmen (vgl.§ 21 Abs. 2).
Inhaber von Anschlusseinheiten kénnen auf schriftlichen Antrag bei der Stadt (Service-Center
Abfallwirtschaft) im Einvernehmen mit dem Grundstlickseigentimer Einzelanschlussnehmer
werden, mit der Folge, dass sie flr ihre Anschlusseinheit ein eigenes GefaB zur Verfligung ha-
ben.
(4) Jahresgeblihr:
Bemessungsgrundlage fur die Jahresgebhr ist die Anschlusseinheit nach Absatz 2 mit der
MaBgabe, dass pro Anschlusseinheit eine Jahresgeblihr anfallt.
Die Jahresgeblihren je Anschlusseinheit betragen 75,00 EUR.
(5) Leistungsgebihr
1. Bedarfsabfuhr mit 14-taglicher Bereitstellungsmdglichkeit - 2-Rad-Behdlter

Die Leistungsgeblihr richtet sich bei der Bedarfsabfuhr nach den tatsachlichen Inanspruch-

nahmen; mindestens aber die Anzahl nach § 13 Abs. 7. Sie betragt je Leerung von einem:

e 35 |[-Restabfallbehalter/Sack 3,54 EUR/Leerung
e 60 |-Restabfallbehalte 4,79 EUR/Leerung
e 120 I-Restabfallbehalter 7,67 EUR/Leerung
e 240 |-Restabfallbehalter 13,95 EUR/Leerung
e 60 I-Bioabfallbehalter 1,50 EUR/Leerung
¢ 120 I-Bioabfallbehalter 2,42 EUR/Leerung
e 240 |-Bioabfallbehalter 4,29 EUR/Leerung

Nicht beanspruchte Pflichtleerungen werden nicht erstattet und auch nicht in das Folgejahr
Ubertragen. Bei Neubestellung werden fir die Berechnung der Vorauszahlungen je Abfallbe-
halter bei Bedarfsabfuhr mit 14-taglicher Bereitstellungsméglichkeit 12 Leerungen im Ka-
lenderjahr zugrunde gelegt. Flr die Folgejahre werden der Vorauszahlungsberechnung bei
Bedarfsabfuhr die Leerungen des Vorjahres zugrunde gelegt. Sind im Vorjahr keine oder
weniger als 12 Leerungen angefallen, werden als Vorauszahlung 12 Leerungen berechnet.
2. Regelabfuhr mit wéchentlicher Bereitstellungsmoglichkeit - 2-Rad-Behalter
Bei der Inanspruchnahme der wdchentlichen Leerung als Regelabfuhr ist neben der Leis-
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tungsgebihr flir 52 Entleerungen (gemaB Nummer 1.) eine zusatzliche Gebluhr fiir den lo-
gistischen Aufwand (Logistikgebiihr in H6he von 69,00 EUR pro Behalter und Jahr) zu ent-

richten.

Die Leistungsgeblihr/Jahr betragt bei einem Behalter und Jahr:

o 35 |-Restabfallbehalter/Sack 253,08 EUR
. 60 |-Restabfallbehalter 318,08 EUR
e 120 I-Restabfallbehalter 467,84 EUR
e 240 |-Restabfallbehalter 794,40 EUR

3. Regelabfuhr von 4-Rad-Behaltern
Bei den 4-Rad-Behdltern (1.100 I) ist Bemessungsgrundlage fiir die Leistungsgebiihr der
bestellte Leerungsrhythmus. Die Leistungsgebiihr/Jahr betragt bei:

e 14-taglicher Leerung 1.201,98 EUR
e 1 x wochentlicher Leerung 2.403,96 EUR
e 2 x wochentlicher Leerung 4.807,92 EUR

(6) Behaltergestellung/Behalterwechsel

Die Gestellung eines Behalters bei Zuzug nach Pforzheim und Wechsel des Wohnsitzes inner-

halb Pforzheims ist gebiihrenfrei, ebenso die Abholung des Behalters bei Auszug. Fir die Aus-
stattung eines Restabfall- bzw. Bioabfallbehalters mit Schloss fallt - auch bei erstmaliger Ge-

stellung - eine Gebihr von 35,00 EUR an fir die MillgroBbehalter (MGB) 35 bis 240 Liter, bei
einem Bioabfallbehalter 60 bis 240 Liter. Bei Ausstattung mit Schloss werden 2 Schlissel mit-
geliefert. Weitere Schlissel sind durch den Nutzer zu beschaffen.

Beim Behaltertausch zu einer kleineren BehaltergréBe fallt pro Behalter eine Tauschgeblhr in
H6he von 30,00 EUR an.

Flr nicht zurlickgegebene MGB 35 | bis 240 | wird jeweils eine Gebuhr in Hohe von 59,00 EUR
erhoben.

(7) Sonderabfuhren Sperrmdill

Jede Anschlusseinheit erhélt kalenderjahrlich eine geblhrenfreie Sonderabfuhr von Sperrmdill
oder einen Berechtigungsschein gemaB § 14 Abs. 1.

Fir jede weitere Sonderabfuhr ist durch den Auftraggeber der Sonderabfuhr eine Gebihr von
94,00 EUR/Sonderabfuhr zu entrichten.

8§ 23
Gebiihren bei der Selbstanlieferung von Abfdllen
(1)
a) Bei der Selbstanlieferung von Abfallen werden die Gebihren nach dem Gewicht der angelie-
ferten Abfélle bemessen, sie betragt mindestens 5,00 EUR pro Anlieferung. Die Geblihren
betragen im Einzelnen je Tonne:

e Brennbarer Gewerbemtll, brennbare Bauabfalle 254,59 EUR
e Brennbarer Hausmull 254,59 EUR
e Brennbarer Sperrmull/Altholz (AI-AIII) > 3 Kubikmeter 416,04 EUR
e Bioabfall 233,45 EUR
e Mineralische Baurestmassen 100,52 EUR
e Mineralische Baurestmassen asbesthaltig 190,98 EUR
e Mineralische Dammmaterialien 552,85 EUR
e Erdaushub (unbelastet) 15,50 EUR

b) Bei Ausfall des Waagesystems und bei Anlieferungen unter 100 Kilogramm oder bei fir die
jeweilige Abfallart ausgewiesenen Annahmestellen ohne Waage werden die Geblhren nach
dem Volumen der angelieferten Abfélle bemessen. Sie betragen je Kubikmeter:

e Brennbarer Gewerbemdll, brennbare Bauabfalle 25,50 EUR
e Brennbarer Hausmull 25,50 EUR
e Brennbarer Sperrmiull 14,00 EUR
e Bioabfall 23,40 EUR
e Mineralische Baurestmassen 10,00 EUR
¢ Mineralische Baurestmassen asbesthaltig 19,10 EUR
e Mineralische Dammmaterialien 55,30 EUR
e Erdaushub (unbelastet) 30,00 EUR

(2) Die Gebuhren fiur die Entsorgung von Altreifen werden nach der Stlickzahl bemessen. Sie
betragen:
e PKW-Altreifen mit Felge 6,00 EUR/Stlick
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e PKW-Altreifen ohne Felge 4,00 EUR/Stlick
(3) Die Gebihren fiir die Anlieferung von Restsperrmill und Altholz (AI-AIII) bis 3 Kubikmeter
werden nach dem geschatzten Abfallvolumen bemessen. Sie betragen:

Bis zu einem halben Kubikmeter 7,00 EUR
Uber einem halben bis zu einem Kubikmeter 14,00 EUR
Uber einem bis zu zwei Kubikmetern 17,00 EUR
Uber zwei bis zu drei Kubikmetern 22,00 EUR

(4) Fur die Annahme von Gringutabfédllen aus Haushaltungen werden keine Gebihren erho-
ben.

(5) Bei vermischten Anlieferungen wird diejenige Gebulhr erhoben, die der Abfallart mit dem
héchsten Geblhrensatz nach Absatz 1 entspricht.

(6) Bei Anlieferungen bis maximal 100 kg werden die pauschalen Geblihren nach Absatz 1 b
erhoben.

(7) Bei Anlieferungen Uber 100 kg (ausgenommen die Regelung fir Sperrmill und Altholz; Ab-
satz 3) wird das Gewicht ermittelt und entsprechend der Tonnenpreis berechnet.

8§ 24
Beginn und Ende des Benutzungsverhiltnisses;
Entstehung, Festsetzung und Filligkeit der Gebiihrenschuld
(1) Das Benutzungsverhaltnis beginnt nach der Anmeldung gem. § 8 Abs. 2 mit der Ausgabe
eines Abfallbehalters mit Chip zur Behalteridentifikation an den Grundstiickseigentiimer bzw.
Einzelanschlussnehmer, soweit sich nicht durch eine erstmalige tatsachliche Inanspruchnahme
der offentlichen Einrichtung Abfallentsorgung ein friiherer Zeitpunkt ergibt. Als Tag der erst-
maligen Inanspruchnahme gilt der Tag der Anmeldung bei der Meldebehdrde. Das Benutzungs-
verhaltnis endet mit der schriftlichen Abmeldung (im Streitfall liegt die Nachweispflicht beim
Gebihrenschuldner), sowie der Riickgabe des letzten Abfallbehalters.
(2) Die Jahresgebliihr nach § 22 wird durch Gebliihrenbescheid festgesetzt. Bei dieser Gebiihr
entsteht die Geblihrenschuld jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhaltnis im Laufe
des Jahres, so entsteht die Gebihrenschuld mit dem ersten Tag der Anschlusspflicht. In diesen
Fallen wird fir jeden Tag 1/365 der Jahresgeblihr erhoben. Fir die Jahresgebiihr werden fiir
das jeweilige Jahr Vorauszahlungen erhoben. Die Vorauszahlungen werden gemeinsam mit der
Leistungsgebihr erhoben und werden zum 15.03., 15.06., 15.09. und 15.12. des jeweiligen
Jahres féllig. Bei Neuanmeldungen wahrend des Kalenderjahres wird die erste Vorauszahlung
abweichend hierzu 30 Tage nach Bescheiddatum fallig.
(3) Die Leistungsgebihr nach § 22 wird durch Geblhrenbescheid festgesetzt. Die Geblihren-
schuld flr diese Geblihr entsteht mit jeder Leerung. Fiir die Leistungsgeblihr werden flr das
jeweilige Kalenderjahr Vorauszahlungen entsprechend der Zahl der Leerungen im Vorjahr er-
hoben. Die Vorauszahlungen werden gemeinsam mit der Jahresgebiihr erhoben und entspre-
chend Abs. 2 féllig. Die Endabrechnung der Leistungsgebiihren erfolgt nach den tatsachlich in
Anspruch genommenen Entleerungen unter Berlicksichtigung der Anzahl der Mindestleerungen.
(4) Die Gebuhr Sonderabfuhren Sperrmdll (§ 22 Abs. 4) entsteht mit Erbringung der Leistung.
Auf die Geblhr Sonderabfuhren Sperrmill wird eine Vorauszahlung erhoben und durch schrift-
lichen Vorauszahlungsbescheid festgesetzt; sie wird eine Woche nach Bekanntgabe des Be-
scheids fallig. Sonderabfuhren werden erst nach Zahlungseingang durchgefiihrt. Nach Durch-
filhrung der Sonderabfuhr erfolgt die Endabrechnung der Geblihr unter Verrechnung der ge-
leisteten Vorauszahlung.
(5) Bei den Geblihren gem. § 23 entsteht die Geblhrenschuld mit der Inanspruchnahme der
offentlichen Einrichtung, sie wird mit der Wiegung (bei Ausfall der Waage mit der Volumenbe-
messung, im Ubrigen mit der Schatzung gem. § 21 Abs. 8) festgesetzt und ist sofort fillig. Bei
direkter Anlieferung an die Abfallentsorgungsanlagen sind die Gebihren bar zu entrichten. Die
Stadt (Abfallwirtschaft) kann auf Antrag andere Zahlungsarten zulassen.
(6) Der Einzug der Abfallgeblihren wird durch die Stadtwerke Pforzheim GmbH & Co. KG
(SWP), Postfach 101640, 75116 Pforzheim, namens und fiir Rechnung der Stadt vorgenommen
(Auftragsdatenverwaltung). Die Stadt beauftragt die SWP die Gebihren zu berechnen, die Ge-
blihrenbescheide auszufertigen und zu versenden, Gebihren entgegenzunehmen und an die
Stadt abzufiihren, Nachweise dariber flr die Stadt zu fihren sowie die erforderlichen Daten zu
verarbeiten und die verarbeiteten Daten der Stadt mitzuteilen.
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VI. Schlussbestimmungen

8§ 25
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 LAbfG handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 3 Abs. 1 sein Grundstlick nicht an die 6ffentliche Einrichtung Abfallentsorgung
anschlieBt, die zur Verfigung gestellten Abfallbehdlter (§ 12 Abs. 1) nicht benutzt oder die
auf dem Grundstick anfallenden Abfalle nicht der 6ffentlichen Abfallentsorgung Uberladsst,

2. als Berechtigter und Verpflichteter oder als Anlieferer entgegen § 4 Abs. 6 nicht gewahrleis-
tet, dass die nach § 4 Abs. 1, 2, 4 oder 5 ausgeschlossenen Abfdlle nicht der Stadt zur Ent-
sorgung Uberlassen werden,

3. den Auskunfts- und Nachweispflichten nach § 6 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht voll-
standig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder dem Beauftragten der Stadt entge-
gen § 6 Abs. 4 den Zutritt verwehrt,

4. entgegen § 8 Abs. 4 Abfalle in die zur Verfligung gestellten AbfallgefaBe einstampft, presst
oder in heiBem Zustand einfillt.

5. entgegen §§ 9, § 11 oder § 17 getrennt bereitzustellende oder getrennt zu Sammelbehal-
tern/stationdren Sammelstellen zu bringende Abfélle anders als in der vorgeschriebenen
Weise bereitstellt oder anliefert,

6. entgegen § 10 Abfalle anders als dort vorgeschrieben entsorgt, soweit der VerstoB nicht
nach § 326 StGB strafbar ist,

7. als Berechtigter und Verpflichteter entgegen § 12 Abs. 1, 5 oder 6 Abfallbehalter nicht oder
nicht in der vorgeschriebenen Zahl oder GréBe unterhalt oder vorhalt,

8. die nach § 12 Abs. 1 zuldssigen Abfallbehalter falsch befiillt zur Leerung bereitstellt oder
getrennt zur Abholung bereitzustellende Wertstoffe vermischt oder verunreinigt bereitstellt.

9. entgegen § 12 Abs. 3 den Transponder vom Abfallbehalter entfernt,

10.als Berechtigter und Verpflichteter entgegen § 13 Abs. 2, 3, 4 oder 6 Abfallgefae oder ent-
gegen § 14 Abs. 2 und 3 sperrige Abfalle nicht in der vorgeschriebenen Weise bereitstellt,

11.entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 und § 18 Abs. 1 Abfélle, die auBerhalb der Stadt an-
gefallen sind, auf einer Entsorgungsanlage der Stadt ohne dessen ausdriicklicher Zustim-
mung anliefert oder ablagert oder eine solche unerlaubte Anlieferung oder Ablagerung ver-
anlasst,

12.entgegen § 13 Abs. 2 seinen zur Leerung bereitgestellten Behalter nicht mit Ablauf des auf
die Leerung folgenden Tages wieder entfernt,

13.als Berechtigter oder Verpflichteter oder Beauftragter entgegen § 19 Abs. 3 oder 4 Abfalle
anliefert,

14.entgegen § 8 Abs. 5 auBerhalb der vorgegebenen Zeiten Abfalle zur Abholung bereitstellt,

15.auBerhalb der in § 17 Abs. 6 festgelegten oder auf den Behaltern kenntlich gemachten Ein-
wurfzeiten die Altglassammelbehalter benutzt.

Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 kénnen gemaB § 28 Abs. 2 LAbfG mit einer GeldbuBe

geahndet werden.

(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

den Auskunftspflichten nach § 6 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch ermdglicht, eine Ab-

gabe zu verklirzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefahr-
dung). Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 kénnen gemaB § 8 Abs. 3 KAG mit einer Geld-
buBe geahndet werden.

(3) Andere Straf- und BuBgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie § 69 Abs. 1

und 2 KrWG, bleiben unberlihrt.

§ 26
Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung der Stadt Pforzheim vom 01.01.2013 in der derzeit guilti-
gen Fassung auBler Kraft.
(1) Soweit es sich um Daten handelt, die fir die Nutzung der Abfallentsorgungseinrichtung er-
forderlich sind, erfolgt deren Bekanntmachung nach MaBgabe der Bekanntmachungssatzung.

Seite 16/16



	Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Abfallvermeidung und -verwertung
	§ 2 Entsorgungspflicht
	§ 3 Anschluss- und Benutzungszwang
	§ 4 Ausschluss von der Entsorgungspflicht
	§ 5 Abfallarten
	§ 6 Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten

	II. Einsammeln und Befördern der Abfälle
	§ 7 Formen des Einsammelns und Beförderns
	§ 8 Bereitstellung der Abfälle
	§ 9 Getrenntes Einsammeln von Abfällen zur Verwertung
	§ 10 Getrenntes Einsammeln von schadstoffbelasteten Abfällen aus  privaten Haushaltungen
	§ 11 Getrenntes Einsammeln von Elektro- und Elektronik-Altgeräten
	§ 12 Zugelassene Abfallbehälter, Behälterausstattung, Behältergemeinschaft
	§ 13 Abfuhr von Abfällen
	§ 14 Sonderabfuhren
	§ 15 Störungen der Abfuhr
	§ 16 Eigentumsübergang

	III. Entsorgung der Abfälle
	§ 17 Abfallentsorgungsanlagen
	§ 18 Benutzung der Entsorgungsanlagen durch Selbstanlieferer

	IV. Härtefälle
	§ 19 Befreiungen

	V. Benutzungsgebühren
	§ 20 Grundsatz
	§ 21 Gebührenschuldner
	§ 22 Benutzungsgebühren für die Entsorgung von der Stadt eingesammelter Abfälle
	§ 23 Gebühren bei der Selbstanlieferung von Abfällen
	§ 24 Beginn und Ende des Benutzungsverhältnisses; Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Gebührenschuld

	VI. Schlussbestimmungen
	§ 25 Ordnungswidrigkeiten
	§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


